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8959 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 26. April 2013 betreffend VEREINBARUNG 
gemäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung-Gesundheit 

Im Interesse der in Österreich lebenden Menschen sind die Vertragsparteien Bund und Länder einerseits 
sowie die Sozialversicherung andererseits als gleichberechtigte Partner übereingekommen, ein 
partnerschaftliches Zielsteuerungssystem zur Steuerung von Struktur, Organisation und Finanzierung der 
österreichischen Gesundheitsversorgung einzurichten. Damit soll sichergestellt werden, dass sich mittels 
vereinbarter Ausgabenobergrenzen die öffentlichen Gesundheitsausgaben gleichlaufend zum nominellen 
Wirtschaftswachstum entwickeln. Es wird damit ein wesentlicher Beitrag zur Erfüllung des 
Österreichischen Stabilitätspakts geleistet. 
Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates umfasst hauptsächlich folgende Maßnahmen: 
- Implementierung eines partnerschaftlichen Zielsteuerungssystems zur Koordinierung der Planung 

und Steuerung von Struktur und Organisation der österreichischen Gesundheitsversorgung sowie zur 
Wahrnehmung einer gemeinsamen Finanzverantwortung für die österreichische 
Gesundheitsversorgung; 

- Verbesserung der Abstimmung zwischen den verschiedenen Sektoren des Gesundheitswesens 
(insbesondere zwischen niedergelassenem Versorgungsbereich und den Krankenanstalten); 

- Weiterentwicklung von Organisation und Steuerungsmechanismen auf Bundes- und Landesebene 
nach dem Prinzip der Wirkungsorientierung. 

 
Der Gesundheitsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
7. Mai 2013 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Friedrich Reisinger. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Gerd Krusche, Ferdinand Tiefnig und Franz Wenger. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Friedrich Reisinger gewählt. 

Der Gesundheitsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 7. Mai 2013 mit Stimmenmehrheit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2013 05 07 

 Friedrich Reisinger Gottfried Kneifel 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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